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Ausgabe für die Sekundarstufe II 

Ökonomie - Ökologie 

1. Umweltbelastung - ein teurer Kredit auf die Zukunft. 
Sachanalyse und didaktische Schlußfolgerungen 

Was niemandem gehört, aber von je­
dem genutzt werden kann, wird nicht 
immer pfleglich behandelt. So ist die 
Umwelt als ein „öffentliches Gut" viel­
fältigen Belastungen ausgesetzt: man 
benutzt sie, ohne die dabei anfallenden 
Kosten zu entrichten. Das Bedürfnis 
des Autofahrers nach bequemer und 
preiswerter Fortbewegung läßt Um­
weltbelange genauso unbeachtet wie 
das Streben von Unternehmen, mög­
lichst kostengünstig zu produzieren, 
oder der Wunsch von Verbrauchern, 
für die begehrte Ware möglichst wenig 
zu bezahlen. Die Umwelt wird dabei in 
die Rolle eines „stillen Kreditgebers" 
gezwungen, der es kurzfristig ermög­
licht, mehr und sorgloser zu produzie­
ren, zu transportieren und zu konsu­
mieren, als es die Lebensverhältnisse 
eigentlich erlauben würden. Doch wie 
jeder Kredit, hat auch diese Anleihe 
auf die Zukunft ihren Preis: 
Für die einzelnen Produzenten und 
Verbraucher mag es kurzfristig günstig 
erscheinen, mit den Umweltkosten ih­
res Handelns nicht oder nur geringfü­
gig belastet zu werden. Doch auf Dauer 
führt die Vernachlässigung der Umwelt 
zu Einbußen an Wohlstand und Le­
bensqualität: Die Belastung der Luft, 
des Bodens und der Gewässer mit 
Schadstoffen kann Erkrankungen her­
vorrufen und das Wohlbefinden der 
Menschen beeinträchtigen. Schmutzi­
ge Luft läßt Stahl und Beton eher ver­
wittern, Fassadenanstriche abblättern 
und Textilfasern brüchig werden. Sau­
rer Regen schädigt Wälder und die 
Landwirtschaft. Schmutzige Gewässer 
machen aufwendige Vorreinigungen in 
Wasserwerken und Industriebetrieben 
erforderlich. Riesige Berge des leicht­
fertig produzierten und weggeworfe­
nen Wohlstandsmülls sind mit hohem 
Kostenaufwand zu „entsorgen". 
Vorsichtige Berechnungen haben diese 
„Nebenkosten des Wirtschaftens" al­
lein für das Gebiet der alten Bundesre­
publik auf über 100 Müliarden DM pro 
Jahr veranschlagt, in den neuen Län­
dern dürften — bezogen auf die wirt­
schaftliche Leistung — diese Kosten 
noch höher sein. Und dabei lassen sich 
längst nicht alle Umweltschäden in 
Mark und Pfennig rechnen: Sorgen um 
die Gesundheit der Kinder und die Le­
bensbedingungen späterer Generatio­
nen mindern die Lebensqualität eben­
so wie der persönlich empfundene Ver­
lust an Naturgenuß oder die Angst vor 

einer schleichenden Vergiftung des 
Körpers, selbst wenn, gemessen an tat­
sächlicher Gefährdung, mancher mit­
unter mit seinen Befürchtungen über­
treibt. 
Mit anderen Worten: Solange in einer 
Gesellschaft die Umweltauswirkungen 
von Produktion, Konsum, Freizeitge­
staltung und Verkehr nicht oder nicht 
ausreichend berücksichtigt werden, 
lebt man in dieser Gesellschaft „über 
die Verhältnisse". Der Verbrauch von 
Umweltgütern wie „sauberer Luft", 
„reinem Wasser", „nutzbarer Land­
schaft", „gesundem Boden" erzeugt 
Kosten, ohne daß diese Kosten dem 
einzelnen zugerechnet werden. Doch 
weü diese Kosten nur aufgeschoben, 
nicht aufgehoben sind, fallen sie ir­
gendwann an: als Sozialkosten für die 
Allgemeinheit, als zusätzliche Vorlei­
stungen für die Produzenten und als 
Einbußen an Lebensqualität für jeden 
einzelnen. Solange die Leistungsfähig­
keit einer Volkswirtschaft an den tat­
sächlich produzierten Gütern und 
Dienstleistungen gemessen wird, ohne 
die anfallenden Umweltkosten in 
Rechnung zu stellen, solange ist die Bi­
lanz geschönt — auf Kosten von Pflan­
zen, Tieren, Menschen, heute und in 
der Zukunft. 
Doch knapp sind nicht nur saubere 
Luft, reines Wasser und ein unbelaste­
ter Boden, begrenzt sind in jeder Ge­
sellschaft auch die für den Umwelt­
schutz zur Verfügung stehenden mate­
riellen und geistigen Ressourcen. Da es 
weder technisch möglich noch wirt­
schaftlich finanzierbar ist, „unnatürli­
che" Stoffe aus der Umwelt fernzuhal­
ten, lassen sich niemals sämtliche 
Wünsche an die Umweltqualität be­
friedigen. Das wissenschaftliche und 
technische Know-how für die Erfas­
sung von Umweltrisiken und für die 
Schaffung umweltfreundlicher Pro­
duktionsweisen, Transportsysteme 
und Energieumwandlungen steht 
nicht auf Abruf zur Verfügung, son­
dern benötigt Entwicklungszeit. Und 
weü längst nicht jeder bereit ist, ver­
traute Gewohnheiten zu verändern 
und Kosten zu tragen, wenn der gleiche 
Nutzen für die Umwelt auch dadurch 
möglich erscheint, daß andere sich en­
gagieren, zeigen die Aufklärung über 
Gefahren und die moralischen Appelle 
zur Verhaltensänderung oft nur gerin­
ge Wirkungen. Wohl jedem sind die 
Rechtfertigungen für die Diskrepanz 

zwischen eigener Wertschätzung des 
Umweltschutzes und dem tatsächli­
chen Verhalten vertraut: Man fährt mit 
dem Pkw zur Arbeit, denn es würde ja 
nicht viel nützen, auf Bahn und Bus 
umzusteigen, solange Zigtausende an­
dere (von denen viele ähnlich denken) 
weiter Auto fahren. Der Umbau der 
überalterten Heizungsanlage muß 
noch warten, weü der Wunsch nach ei­
ner neuen Wohnzimmereinrichtung 
noch größer ist als die Bereitschaft, für 
die Umwelt in die eigene Tasche zu 
greifen. Und die Manager eines Betrie­
bes mögen zu Hause ihren biologisch­
dynamischen Garten pflegen, doch so­
lange nicht sicher ist, daß die Konkur­
renz mitzieht, prescht niemand gerne 
mit Umweltinvestitionen vor, die für 
den einzelnen Betrieb Kosten verursa­
chen. 
Um das wirtschaftliche Verhalten, das 
heißt Produktion, Konsum und Trans­
port, ausreichend an Umweltschutzbe­
langen zu orientieren, genügt es nicht, 
allein auf die Verantwortlichkeit und 
Einsichtsfähigkeit des einzelnen zu 
hoffen. Vielmehr müssen Rahmenbe­
dingungen für das Wirtschaftshandeln 
festgelegt werden, die hinreichend si­
cherstellen, 
— daß der einzelne beim Konsumieren, 
Produzieren und Transportieren die 
Umwelt nicht höher belastet als gesell­
schaftlich erwünscht, 
— daß jeder für die Kosten des umwelt­
verbrauchenden Handelns bezahlt. 
Die dem Staat zur Verfügung stehen­
den Instrumente der Umweltpolitiklas-
sen sich dabei nach ihren Wirkungs­
weisen unterscheiden: Gebote und Ver­
bote legen maximal zulässige Bela­
stungen fest, die bei der Produktion 
oder beim Konsum eines Gutes an die 
Luft oder an das Wasser gegeben wer­
den dürfen. Sie gelten im Prinzip für 
alle, ihre Einhaltung muß überwacht 
und gegebenenfalls mit entsprechen­
den Strafen erzwungen werden. Abga­
ben auf Umweltbelastungen wie die 
Abwasserabgabe und die seit einiger 
Zeit heftig diskutierten „Öko-Steuern" 
sollen dagegen wirtschaftliche Anreize 
für umweltfreundlicheres Verhalten 
setzen: Wer die Umwelt belastet, zahlt; 
wer sie durch Verzicht auf die belasten­
de Tätigkeit oder durch umweltverbes­
sernde Investitionen schont, wird f i ­
nanziell entlastet. 
Die verschiedenen umweltpolitischen 
Instrumente haben allerdings Nachtei­
le, die bei ihrem praktischen Einsatz 
erwogen werden müssen. So kann zum 
Beispiel der Gesetzgeber die Verbesse­
rung der Umwelt nicht einfach „ver­
ordnen". Er hat zwar die Möglichkeit, 
die Umweltbelastungen durch Grenz­
wertsetzungen einzuschränken, mit 
Auflagen Einfluß auf technische Ver­
fahren zu nehmen, den Schadstoffge­
halt des fertigen Produkts zu regeln 
und Vorschriften für die Beseitigung 
der anfallenden Abfälle zu machen. 
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Aber selbst die umweltfreundlichsten 
Parlamente können sich bei der Fest­
setzung von Umweltnormen nicht al­
leine nach dem richten, was umweltpo­
litischals wünschenswert gut. Sie müs­
sen auch einbeziehen, was technisch zu 
wirtschaftlich tragbaren Bedingungen 
zu leisten ist. Es mag im Einzelfall 
möglich sein, eine extrem umweltbela­
stende Produktion ganz zu verbieten 
und die damit verbundenen Verluste an 
Arbeitsplätzen und Investitionen in 
Kauf zu nehmen. Doch bezogen auf die 
gesamte Volkswirtschaft ist immer eine 
Abwägung nötig, zwischen dem, was 
umweltpolitisch erwünscht, wirt­
schaftlich bezahlbar und technisch 
machbar ist. Und da der „Stand der 
Technik" weder von Umweltpolitikern 
und Parlamenten noch von Planungs­
und Aufsichtsbehörden, sondern von 
der Innovationsfreude der Wirtschaft 
vorangetrieben wird, muß die Umwelt­
politik auch darauf achten, daß sie mit 
ihren Normsetzungen nicht das Inve-
stitions- und damit Innovationsverhal­
ten der Wirtschaft zu sehr einengt. 
Abgaben wie „Öko-Steuern" stehen im 
Spannungsverhältnis zwischen Wirk­
samkeit und sozialpolitischen Zielen: 
Eine allgemeine Öko-Steuer belastet 
die Bezieher niedriger Einkommen 
stärker als die Besserverdienenden. 
Außerdem führt sie zu Benachteili­
gung einzelner Gruppen der Gesell­
schaft: So würde zum Beispiel ein 
„Öko-Zuschlag" auf die Benzinsteuer 
vor allem die Berufspendler treffen. 
Werden als Ausgleichmaßnahme ande­
re Entlastungen gewährt, ist fraglich, 
ob die „Öko-Steuer" ihr Ziel dann noch 
erreicht: Der einzelne freut sich über 
die Entlastung und finanziert damit 
weiterhin das teurer gewordene Auto­
fahren. 

Um den Schülern zu helfen, sich in der 
umweltpolitischen Debatte zu orien­
tieren, müssen sachliche Informatio­
nen über die Umweltkosten des Wirt-
schaftens sowie über umweltpolitische 
Instrumente zur Verringerung dieser 
Kosten angeboten werden. Dabei ist 
herauszuarbeiten, daß sowohl die Um­
weltkosten als auch die Kosten des um­
weltschützenden Handelns in einer he­
terogenen Gesellschaft unterschied­
lich bewertet werden. Die daraus resul­
tierenden Konflikte sind eine unver­
meidbare Begleiterscheinung von Um­
weltpolitik. Sollen sie nicht nur morali­
sierend verurteilt, sondern verstanden 
— und damit gestaltbar — werden, muß 
eine um politische Bildung bemühte 
Umwelterziehung unter anderem 
— Konflikte bei der Nutzung des knap­
pen Gutes Umwelt darstellen und ana­
lysieren 
— Umweltbewußtsein als notwendige, 
aber nicht hinreichende Bedingung für 
umweltschonenderes Wirtschaften 
deutlich machen 
— Kosten und Nutzen umweltpoliti­
scher Maßnahmen erarbeiten 
— Informationen über politische und 
rechtliche Instrumente des Umwelt­
schutzes vermitteln 
— ökonomische Anreize für umwelt­
verbesserndes Handeln verständlich 
machen 
— umweltpolitische Zielsetzungen von 
Verbänden und Parteien erarbeiten 
und zur Diskussion stellen 
— die Notwendigkeit einer inter­
nationalen Zusammenarbeit für die 
Eindämmung der Umweltkrise darle­
gen. 

Gesamtdeutsche Müllberge 
So viel Hausmüll wurde in Deutschland produziert 

(in 1000 y 

l alte Bundesländer (1987) | 

2. Inhaltliche Struktur des 
angebotenen Materials 

Kapitel Α stellt eine Einführung in die 
ökonomische Betrachtungsweise von 
Umweltbelastungen dar. Dazu wird zu­
nächst deutlich gemacht, daß die Be­
rechnungen des wirtschaftlichen 
Wohlstands zu kurz greifen, wenn Um­
weltschäden dabei außer acht bleiben. 
Zudem klärt das Kapitel ökonomische 
Grundbegriffe wie „öffentliches Gut", 
„externe Kosten" und bietet Beispiele 
für die Abwälzung von Umweltkosten 
auf die Allgemeinheit. Exemplarisch 
werden einige Folgen des vernachläs­
sigten Umweltschutzes dargestellt. 
Teil Β bietet an Hand der Luft- und 
Wasserverschmutzung sowie des Müll­
aufkommens differenzierende Sachin­
formationen über die Umweltsituation 
in der Bundesrepublik. Zunächst wird 
ein Überblick über Auswirkungen und 
Folgen der Luftverschmutzung gege­
ben. Es werden die Emissionen und 
Immissionen wichtiger Schadstoffe in 
den alten und neuen Bundesländern 
dargestellt, und es wird erläutert, war­
um zwischen der Schadstoffbelastung 
und den Schadstoffwirkungen kein 
einfacher Ursache-Wirkungs-Zusam­
menhang angenommen werden darf. 
Vertiefende Informationen über das 
Waldsterben, über globale Auswirkun­
gen der Luftverschmutzung (Treib­
hauseffekt, Ozonloch) sowie über die 
Hintergründe von unterschiedlichen 
Einschätzungen für diese Bedrohun­
gen beschließen den ersten Abschnitt. 
Im folgenden Abschnitt sind Auswir­
kungen und Kosten der Gewässerbela­
stung dargestellt. Das Kapitel endet 
mit Informationen über das Müllauf­
kommen, die Entsorgung sowie über 

Verbrechen an der Umwelt 
Umweltdelikte in der Bundesrepublik Deutschland (alte Bundesländer) 
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die Debatte um Strategien zur Ein­
dämmung der Müllflut. 
Teil C informiert über verschiedene 
Möglichkeiten zur Verringerung der 
Umweltbelastungen durch wirtschaft­
liches Handeln. Hier werden zunächst 
die Möglichkeiten und Grenzen der 
Umweltverbesserung durch Hebung 
des Umweltbewußtseins und durch 
eine Ausweitung umweltethischer 
Orientierungen diskutiert. Der folgen-
de Abschnitt stellt umweltpolitische 
Instrumente wie Gebote und Verbote, 
Umweltverträglichkeitsprüfungen, 
wirtschaftliche Förderung umwelt-
schonenderen Verhaltens und Öko­
steuern vor und zeichnet an Hand eini-

3. Anregungen für den Unterricht 

Hauptzielsetzungen: 
Die Schüler sollen an Hand von Bei­
spielen erläutern können, daß die Nut­
zung der Umwelt als ein öffentliches 
Gut Kosten verursacht, die von der Al l ­
gemeinheit und den später lebenden 
Generationen getragen werden müs­
sen (Teil A). 
Die Schüler können zwischen Emissio­
nen und Immissionen unterscheiden 
und die Belastung der Luft und des 
Wassers mit den wichtigsten Schad­
stoffen sowie die möglichen Wirkun­
gen und Kosten dieser Belastungen 
wiedergeben. An Hand der Waldschä­
den sowie der globalen Umweltrisiken 
Ozonloch und Treibhauseffekt können 
sie erläutern, warum es zwischen der 
Belastung der Umwelt mit Schadstof­
fen und den möglichen Folgen dieser 
Belastungen keine einfachen Ursache-
Wirkungsketten gibt. Sie arbeiten die 
Stärken und Schwächen von eher war­
nenden und eher abwiegelnden Posi­
tionen heraus und beziehen jeweüs ar-

- gumentativ Stellung. Am Beispiel des 
Viüilaufkommens lernen sie, Interes­
senkonflikte bei der Reduzierung von 
Umweltbelastungen zu analysieren 
(Teil B). 
Die Schüler erarbeiten unterschiedli­
che Instrumente zur Eindämmung der 
Umweltbelastungen und vergleichen 
die Stärken und Schwächen dieser In­
strumente miteinander. Sie können er­
klären, warum die Ausbüdung von 
Umweltbewußtsein keine hinreichen­
de Garantie für umweltschützendes 
Verhalten darstellt. An Hand von Ar­
gumenten für eine Internationalisie-
rung der Umweltpolitik setzen sie sich 
mit der Gefahr auseinander, daß Hin­
weise auf die umweltpolitische Rück­
ständigkeit anderer Länder auch dazu 
mißbraucht werden können, umwelt­
politische Mängel im eigenen Land zu 
rechtfertigen (Teü C). 
Die Schüler können Unterschiede und 
Gemeinsamkeiten in den umweltpoli­
tischen Positionen der Parteien ange­
ben und zu Vorschlägen für einen stär-

ger Beispiele die Wirksamkeit der ein­
zelnen Instrumente nach. Weitere Tex­
te führen in die Kontroverse ein, ob ein 
wirksamerer Umweltschutz mit mehr 
Marktwirtschaft oder mit strengeren 
Staatszugriffen zu erreichen ist. An­
schließend werden Beispiele für Um­
weltmaßnahmen angeführt, die sich 
wirtschaftlich ausgezahlt haben. Das 
Kapitel endet mit Informationen, die 
deutlich machen, daß langfristig wirk­
samer Umweltschutz nur durch inter­
nationale Kooperation zu sichern ist. 
Kapital D enthält Auszüge aus um­
weltpolitischen Positionsbeschreibun­
gen der Parteien in der Bundesrepu­
blik. 

keren staatlichen Eingriff in die Wirt­
schaft begründet Stellung beziehen 
(Teü D). 

Vorschlag zur 
Unterrichtsgestaltung 
A) Problemeinführung 
(3-4 Stunden) 
Die Schüler werden an Hand von Bei­
spielen zunächst mit den Folgekosten 
des wirtschaftlichen Wachstums für 
die Umwelt konfrontiert. Damit läßt 
sich eine kritische Reflexion des tradi­
tionellen Wachstumsbegriffs anstoßen. 
Ein Text des Deutschen Gewerk­
schaftsbundes regt zum Nachdenken 
über erwünschte und unerwünschte 
Effekte des Wirtschaftswachstum an. 
Unter Einbeziehung von Stellungnah­
men über die wirtschaftlichen Voraus­
setzungen einer effektiven Umweltpo­
litik läßt sich ein abwägendes Urteü 
über das Wachstum fällen. An Hand ei­
nes Auszugs aus einem Text des Biolo­
gen Hubert Markl wird deutlich, daß 
die Bewertung des Wirtschaftswachs­
tums letztlich von außerökonomischen 
Kriterien abhängen muß, die sich an 
der Antwort auf die Frage orientieren: 
wie wollen wir heute und in Zukunft le­
ben? 
B) Informationserarbeitung 
(6-8 Stunden) 
Für die Umweltmedien Luft (1) und 
Wasser (2) erarbeiten die Schüler In­
formationen über Schadstoffbelastun­
gen und ihre möglichen Wirkungen. 
Dazu ist zunächst auf den Unterschied 
zwischen Emissionen und Immissio­
nen aufmerksam zu machen. Als Ver­
tiefung dienen Textauszüge, die näher 
begründen, warum es nicht möglich ist, 
eindeutige Aussagen über die Gefähr­
dung der menschlichen Gesundheit 
durch umweltrelevante Schadstoff­
konzentrationen zu machen. Auch die 
dargestellten Debatten über den Anteil 
der Luftverschmutzung an den Wald­
schäden sowie über die Bedrohung der 

Zukunft durch Ozonloch und Treib­
hauseffekt machen deutlich, daß um­
weltpolitische Vorsorgeentscheidun­
gen unter den Bedingungen von Unsi­
cherheit getroffen werden müssen: Auf 
der einen Seite besteht die Gef ahr, daß 
Maßnahmen zu spät kommen; auf der 
anderen Seite bedrohen weitgreifende 
umweltpolitische Maßnahmen die 
wirtschaftliche und soziale Stabilität 
und können daher ohne Gefahr für die 
langfristige Glaubwürdigkeit von Um­
weltpolitik nicht auf bloßen Verdacht 
hin getroffen werden. Um die Urteüs-
fähigkeit der Schüler zu vertiefen, sol­
len sie sich mit diesem Dilemma der 
Umweltpolitik auseinandersetzen. Die 
Informationen über die Folgen und Ko­
sten der Gewässerbelastung erweitern 
die Urteilsbasis der Schüler. Schließ­
lich lernen sie mit den Informationen 
über das Müllaufkommen und über 
den Streit um wirksame Strategien zur 
Müllreduzierung exemplarisch Inter­
essenkonflikte im Umweltschutz ken­
nen sowie Stellung zu beziehen. 

C) Vertiefung (4-6 Stunden) 
Nachdem die Schüler sich umfassende 
Informationen und Argumente für die 
Dringlichkeit umweltschonenderen 
Wirtschaftens erarbeiten konnten, 
stellt sich die Frage, wie die Beachtung 
von Umweltbelangen zu fördern ist. 
Zur Vorbeugung gegen eine nur ideali­
stische Hoffnung auf die Wirkung von 
Umweltbewußtsein und Umweltethik 
regen die Texte zum Nachdenken über 
die Ursachen der Diskrepanz zwischen 
Umweltbewußtsein und Umwelthan­
deln an (1). Danach erarbeiten die 
Schüler unterschiedliche Instrumente 
für umweltpolitische Einflußnahmen 
auf das Wirtschaftsgeschehen (2). Auf 
dieser Grundlage ist es ihnen möglich, 
zur ordnungspolitischen Debatte über 
die Ausweitung staatlicher Lenkungs­
maßnahmen für die Wirtschaft Stel­
lung zu beziehen (2/3). Die Aufforde­
rung, auch die Umweltbelastungen 
und Lebensbedingungen in der dritten 
Welt in um weltpolitische Überlegun­
gen einzubeziehen, lenkt die Schüler 
auf internationale Dimensionen der 
Umweltpolitik (4). 

D) Anwendung (2—4 Stunden) 
An Hand verschiedener parteipoliti­
scher Aussagen können die Schüler 
nunmehr ihr erarbeitetes differenzier­
tes Wissen anwenden. Sie sollen Ge­
meinsamkeiten und Unterschiede zwi­
schen den verschiedenen Parteivor­
stellungen herausarbeiten. Die ab­
schließende Aufgabenstellung, ein 
Programm für die Luftreinhaltung zu 
entwerfen, das Ziele, Maßnahmen und 
Aussagen über mögliche wirtschaftli­
che Folgen dieser Maßnahmen sowie 
über erwarteten Widerstand gegen die 
Maßnahmen enthalten soll, ist unter 
Berücksichtigung von Informationen 
aus dem ganzen Heft zu erarbeiten. 

Joachim Kahlert 


